
571 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Bundesrates 

B e r ich t 
des Ausschusses für Verfassungs- und Rechtsangelegenheiten 

'liber den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 16. Juli 1971, 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Personalver­
tretungsgesetz geändert wird 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
sollen unter anderem die aus dem Bundes-Personalvertretungs­
gesetz entstehenden Rechte und Pflichten der Personal ver­
treter bzvl .. der Dienststellenleiter klarer und übersichtlicher 
formuliert werden .. Ferner sollen weitere Fachausschüsse 
und Zentralausschüsse eingerichtet werden" Schließlich soll 
dem Präsidenten des Nationalrates in seinem \.,rirkungsbereich 
die Nominierung des Dienstgebervertreters libertragen werden. 

Der Ausschuß für Verfassungs·- und Rechtsangelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 198 Juli 
/19'7"j in Verhand.lung genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit der Ausschuß 
fÜr Verfassungs·- und Rechtsangelegenheiten den !n.~raE, der 
Bundesrat 1,volle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 16. Juli 
1971, betreffend.ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Personal­
vertretungsgesetz ge~ndert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Wien, 8ln 190 Juli 1971-

Dr. Jolanda 0 f f e n b eck 
Berichterstatter 

N 0 v a k 
Obmann 
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